
 

 

Leitsatz: 
 
1. Die Grundsätze der Verdachtsberichterstattung gelten jedenfalls dann gegenüber einem 
privaten Blogbetreiber, wenn er sich gegenüber Dritten als Journalist geriert. 
 
2. Für eine identifizierende Berichterstattung, die sich auf nicht belegte Behauptungen und 
vage Verdachtsmomente beschränkt, besteht regelmäßig kein Infromationsinteresse. 
 
 
OLG Dresden, 4. Zivilsenat, Beschluss vom 14. April 2025, Az.: 4 U 1466/24 
 
 
 



 

 

 

 

 

 

Oberlandesgericht 

Dresden 
 

 Zivilsenat 
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Landgericht Leipzig, EV 08 O 2299/23 
 
 
 
 

BESCHLUSS 
 
 
In dem Rechtsstreit 
 
E...... K......, ...... 

- Verfügungskläger und Berufungsbeklagter - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
B...... C...... Rechtsanwälte PartG mbB, ...... 
 
gegen 
 
T...... B......, ...... 

- Verfügungsbeklagter und Berufungskläger - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
L...... Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, ...... 
 
wegen einstweiliger Verfügung 
 
hat der 4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Dresden durch 
 
Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht S......, 
Richter am Oberlandesgericht Dr. L...... und 
Richterin am Oberlandesgericht R...... 
 
ohne mündliche Verhandlung am 14.04.2025 
 

beschlossen: 
 
1. Der Senat beabsichtigt, die Berufung des Beklagten ohne mündliche Verhandlung 

durch Beschluss zurückzuweisen. 
 
2. Der Beklagte hat Gelegenheit, innerhalb von zwei Wochen Stellung zu nehmen. Er 

sollte allerdings auch die Rücknahme der Berufung in Erwägung ziehen. 
 
3 Es ist beabsichtigt, den Streitwert für das Berufungsverfahren auf 7.500,00 € 

festzusetzen. 
 

G r ü n d e : 
 



 

 

Der Senat beabsichtigt, die zulässige Berufung nach § 522 Abs. 2 ZPO ohne mündliche 
Verhandlung durch - einstimmig gefassten - Beschluss zurückzuweisen. Die zulässige 
Berufung des Beklagten bietet in der Sache offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg. Die 
Rechtssache hat auch weder grundsätzliche Bedeutung noch erfordert die Fortbildung des 
Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des 
Berufungsgerichts durch Urteil. Auch andere Gründe gebieten eine mündliche Verhandlung 
nicht. 
 
Das Landgericht hat zu Recht einen Anspruch des Klägers auf die begehrte Unterlassung 
bejaht, denn der beanstandete Textbeitrag des Beklagten verletzt den Kläger nach 
Abwägung aller beiderseitigen Interessen rechtswidrig in seinem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht. 
 
Die hiergegen gerichteten Berufungsangriffe greifen nicht durch. 
 
Bei den Äußerungen des Beklagten handelt es sich zumindest teilweise um 
Tatsachenbehauptungen (1.). Für diese gelten die Grundsätze der identifizierenden 
Verdachtsberichterstattung (2.). Der Beklagte kann sich hierbei nicht auf das Laienprivileg 
berufen (a.). Den journalistischen Sorgfaltsanforderungen im Rahmen der identifizierenden 
Verdachtsberichterstattung ist der Beklagte nicht gerecht geworden (b.). Der Beitrag verletzt 
den Kläger in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht, was der Kläger nach Abwägung aller 
widerstreitenden Interessen nicht hinnehmen muss (3.). 
 
1. 
Der Beitrag des Beklagten enthält teilweise substanzarme Meinungsäußerungen, teilweise 
aber auch die Äußerung von Verdachtstatsachen. 
Maßgeblich für die Deutung einer Äußerung ist weder die subjektive Absicht des sich 
Äußernden noch das subjektive Verständnis des von der Äußerung Betroffenen, sondern der 
Sinn, den sie nach dem Verständnis eines unvoreingenommenen und verständigen 
Publikums hat. Dabei ist stets vom Wortlaut der Äußerung auszugehen. Dieser legt ihren 
Sinn aber nicht abschließend fest. Er wird vielmehr auch von dem sprachlichen Kontext, in 
dem die umstrittene Äußerung steht, und den Begleitumständen, unter denen sie fällt, 
bestimmt, soweit diese für die Rezipienten erkennbar waren. Die Äußerung darf nicht aus 
dem sie betreffenden Kontext herausgelöst einer rein isolierten Betrachtung zugeführt 
werden (vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 21.12.2016 - 1 BvR 1018/15, juris Rn. 21; 
BGH, Urteil vom 04.04.2017 - VI ZR 123/16, juris Rn. 30, jeweils m.w.N.). 
Die Abgrenzung zwischen Werturteilen und Tatsachenbehauptungen kann im Einzelfall 
schwierig sein, weil die beiden Äußerungsformen nicht selten miteinander verbunden sind 
und erst gemeinsam den Sinn einer Äußerung ausmachen. In solchen Fällen ist der Begriff 
der Meinungsäußerung im Interesse eines wirksamen Grundrechtsschutzes weit zu 
verstehen: Sofern die Äußerung, in der Tatsachen und Meinungen sich vermengen, durch 
die Elemente der Stellungnahme, des Dafürhaltens oder Meinens geprägt ist, wird sie als 
Meinung von dem Grundrecht aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG geschützt. Das gilt insbesondere 
dann, wenn eine Trennung der wertenden und der tatsächlichen Gehalte den Sinn der 
Äußerung aufhöbe oder verfälschte. Würde in einem solchen Fall das tatsächliche Element 
als ausschlaggebend angesehen, so könnte der grundrechtliche Schutz der Meinungsfreiheit 
wesentlich verkürzt werden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 09.10.1991 – 1 BvR 1555/88, juris 
Rn. 46). 
 
Der maßgebliche Rezipient entnimmt dem streitgegenständlichen Artikel in Bezug auf den 



 

 

Kläger im Gesamtkontext zunächst die Aussage, der Kläger sei möglicherweise in leitender 
Position in einem Unternehmen in der Schweiz tätig, das unter anderem (“auch“) digitale 
Investments an Anleger verkauft. 
Hierbei handelt es sich weder in der Einzelschau noch bei Berücksichtigung des gesamten 
Kontextes um eine Tatsachenbehauptung, weil der Begriff „nicht unbedeutende Position“ 
zwar den Schluss nahelegt, der Kläger sei bei einem Schweizer Unternehmen in leitender 
Position tätig gewesen, tatsächlich aber derart unbestimmt ist, dass er einer 
Beweisaufnahme nicht zugänglich wäre. Auf welcher Hierarchieebene und mit welcher 
Einflussmöglichkeit der Kläger in dem Unternehmen tätig war und um welches Unternehmen 
es sich überhaupt handelt, bleibt völlig offen. Aus dem Zusammenhang des Berichts vom 
18.9.2023 (Anlage AS 4, 1. Instanz) drängt sich lediglich die Schlussfolgerung auf, dass es 
sich hierbei jedenfalls nicht um die T...... AG selbst handelt, denn der Bericht legt nur nahe, 
dass der Kläger sich „in deren engem Umfeld“ bewegt. 
 
Der Bericht enthält aber weiter die Behauptung, der Kläger sei in der nicht näher 
bezeichneten Position möglicherweise selbst als Verkäufer tätig geworden und habe 
Anlegern Investments verkauft, bei denen die Kunden ihr Geld verloren hätten. Er enthält 
weiter die Behauptung, der Kläger habe auch daran mitgewirkt (“im näheren Umfeld“), dass 
Anleger bei der T...... investiert hätten. Der Begriff „abgewickelt“ legt dem Leser im 
Zusammenhang mit der Information „Anleger verloren dabei über 40 Millionen Euro“ 
unabweislich den Schluss nahe, die Firma sei wegen erfolgloser Investments in Insolvenz 
gegangen, und der Kläger persönlich habe als Verkäufer den Anlegern wertlose Anlagen 
verkauft und zusätzlich darauf hingewirkt (“im näheren Umfeld der T......“), dass die Kunden 
bei der T...... investieren. Jeder dieser Teilaspekte wäre durch eine Beweisaufnahme 
überprüfbar. Die einschränkenden Zusätze in Bezug auf den Kläger (“möglicherweise“, „im 
Umfeld... sehen“, „unserer Sicht nach“) ändern an der Einordnung als Tatsachenbehauptung 
nichts (vgl. Wenzel; Handbuch der Wort- und Bildberichterstattung, 6. Aufl., Kap. 4, Rz. 55). 
Ebenso verhält es sich mit den weiteren im Test enthaltenen Formulierungen „sehen wir“, 
„möglicherweise“ und „aus unserer Sicht“. 
 
2. 
Für diese Tatsachenbehauptungen gelten die Grundsätze der identifizierenden 
Verdachtsberichterstattung. 
Danach darf eine Tatsachenbehauptung, deren Wahrheitsgehalt ungeklärt ist und die eine 
die Öffentlichkeit wesentlich berührende Angelegenheit betrifft, demjenigen, der sie aufstellt 
oder verbreitet, solange nicht untersagt werden, wie er sie zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen für erforderlich halten darf (Art. 5 GG, § 193 StGB). Eine Berufung hierauf setzt 
voraus, dass vor Aufstellung oder Verbreitung der Behauptung hinreichend sorgfältige 
Recherchen über den Wahrheitsgehalt angestellt werden. Die Pflichten zur sorgfältigen 
Recherche über den Wahrheitsgehalt richten sich dabei nach den Aufklärungsmöglichkeiten. 
Sie sind für die Medien grundsätzlich strenger als für Privatleute. An die Wahrheitspflicht 
dürfen im Interesse der Meinungsfreiheit keine Anforderungen gestellt werden, die die 
Bereitschaft zum Gebrauch des Grundrechts herabsetzen. Andererseits sind die 
Anforderungen umso höher, je schwerwiegender die Äußerung das Persönlichkeitsrecht 
beeinträchtigt. Allerdings ist auch das Interesse der Öffentlichkeit an derartigen Äußerungen 
zu berücksichtigen (BGH, Urteil vom 16.11.2021 - VI ZR 1241/20, juris Rz. 18). 
 
a) 
Für den Beklagten gelten hierbei keine geringeren Sorgfaltsanforderungen als für die Medien 
allgemein. Das sogenannte Laienprivileg findet vorliegend keine Anwendung. Hiernach 



 

 

dürfen sich im Grundsatz Privatpersonen auf Berichte Dritter ungeprüft berufen, sofern diese 
unwidersprochen geblieben sind (vgl. BVerfG, B. v. 23.2.2000 - 1 BvR 456/95, B. v. 
9.10.1991 - 1 BvR 1555/88, jeweils nach juris). Journalisten hingegen, die ohne eigene 
Recherche Meldungen aus anderen Medien übernehmen, genügen ihrer Sorgfaltspflicht 
nicht (OLG Köln, U. v. 16.3.2017 - 15 U 134/16, juris). Wie dem Senat aus zahlreichen 
Verfahren bekannt ist, betreibt der Beklagte seit vielen Jahren die Internetseite 
www.DieBewertung.de, für die er zu den dort behandelten Themen eigene Recherchen 
anstellt, Presseanfragen stellt und in den Artikeln auch ausdrücklich auf seine journalistische 
Tätigkeit verweist. So ist er auch für den vorliegenden Artikel vorgegangen, der gerade nicht 
auf eine Berichterstattung Dritter Bezug nimmt, sondern die dortigen Inhalte als Ergebnisse 
eigener Recherchen präsentiert. Auch weist ihn das Impressum seiner Seite als 
„Chefredakteur“ und als Mitglied des DJV, also des journalistischen Verbands Deutschland 
aus (Anl. AS 2, I. Instanz). Der Mitarbeiterstab des Bewertungsportals wird dort als 
„Redaktion“ bezeichnet. Hier erwartet der Leser eine journalistische Arbeitsweise und einen 
an journalistischen Qualitätsanforderungen zu messenden Informationsgehalt, wodurch der 
Beklagte den Eindruck erweckt, sich an diesen Standards messen zu lassen. 
 
b) 
Den journalistischen Sorgfaltsanforderungen im Rahmen der identifizierenden 
Verdachtsberichterstattung ist der Beklagte nicht gerecht geworden. 
 
Bei der hierfür notwendigen Recherche muss jedenfalls ein Mindestbestand an 
Beweistatsachen, die für den Wahrheitsgehalt der Information sprechen und ihr damit erst 
Öffentlichkeitswert verleihen, zutage treten. Die Darstellung darf ferner keine Vorverurteilung 
des Betroffenen enthalten; sie darf also nicht durch eine präjudizierende Darstellung den 
unzutreffenden Eindruck erwecken, der Betroffene sei der ihm vorgeworfenen Handlung 
bereits überführt. Auch ist vor der Veröffentlichung regelmäßig eine Stellungnahme des 
Betroffenen einzuholen. 
Das grundsätzliche Erfordernis einer Möglichkeit zur Stellungnahme soll sicherstellen, dass 
der Standpunkt des von der Verdachtsberichterstattung Betroffenen in Erfahrung und 
gegebenenfalls zum Ausdruck gebracht wird, der Betroffene also selbst zu Wort kommen 
kann. Dies setzt voraus, dass der Betroffene nicht nur Gelegenheit zur Stellungnahme erhält, 
sondern dass seine etwaige Stellungnahme auch zur Kenntnis genommen und der 
Standpunkt des Betroffenen in der Berichterstattung sichtbar wird (BGH, Urteil vom 
16.11.2021 - VI ZR 1241/20, juris Rz. 25 m.w.N.). Der Standpunkt des Betroffenen ist dabei 
für den Leser nicht nur dann relevant, wenn sich die Stellungnahme konkret zu den 
geäußerten Verdachtsmomenten verhält, sich der Beschuldigte vom Verdacht "entlasten" 
kann. Auch die Information über ein bloßes Dementi ist grundsätzlich geeignet, der Gefahr 
einer Vorverurteilung des Betroffenen zu begegnen (BGH, a.a.O). 
 
Während der Inhalt der behaupteten Presseanfrage vom 12.09.2023 nicht in das Verfahren 
eingeführt wurde, genügt die vom Beklagten an den Kläger gerichtete Anfrage vom 
18.10.2022 (AG 16, I. Instanz) schon nicht den an eine Aufforderung zur Stellungnahme zu 
stellenden Anforderungen, weil in ihr zwar der Kläger zu seinen Verbindungen zur W...... AG 
und zur T......, nicht aber zu den Vorwürfen im Zusammenhang mit dem Totalverlust von 
vermittelten Investments der Anleger befragt wurde. Da die Anfrage bereits nicht vollständig 
die in der Berichterstattung erhobenen Verdächtigungen abbildet und damit nicht den 
Anforderungen in der Rechtsprechung genügt, dem Betroffenen die zum Gegenstand der 
Berichterstattung gemachten Vorwürfe konkret vorzuhalten (BGH, Urteil vom 17.12.2013 - VI 
ZR 211/12 - juris), bedarf es keiner Entscheidung, ob das ausweichende Antwortverhalten 



 

 

des Klägers (“... wenden Sie sich bitte an...“) der endgültigen Ablehnung einer 
Stellungnahme gleichkommt. Im Übrigen rechtfertigen auch die vom Beklagten in erster 
Instanz vorgelegten Rechercheergebnisse nicht vollständig die mitgeteilten 
Verdächtigungen. So kommt an keiner Stelle zum Ausdruck, dass der Kläger, der nach den 
Recherchen zwar Vertriebspartner abgeworben haben, und in leitender Position tätig 
geworden sein soll, auch über einen eigenen, von ihm persönlich betreuten Kundenstamm 
verfügt haben soll. Letzteres suggeriert aber der beanstandete Bericht. 
Entscheidend ist allerdings, dass alle vom Beklagten nunmehr angeführten 
Anknüpfungstatsachen, die Anhaltspunkte für die geäußerten Verdächtigungen bieten sollen, 
in dem Bericht nicht erwähnt werden. Eine identifizierende Berichterstattung ist aber nicht 
zulässig, wenn sie lediglich dazu dient, in den Raum gestellte, nicht belegte Behauptungen 
und substanzarme Verdachtsmomente zu verbreiten. Wenn - wie hier - nur vage 
Verdachtsmomente mitgeteilt werden aus denen der Leser ohne zusätzliche Informationen 
nichts ableiten kann, fehlt es entweder an einem Vorgang von gravierendem Gewicht, der 
erst ein Informationsinteresse an einer namentlichen Nennung begründen könnte, oder die 
Äußerung wird ohne Zusatzinformationen insgesamt so substanzarm, dass sie als 
Meinungsäußerungen zu qualifizieren wäre. Dann aber bestünde keine Berechtigung zu 
einer Namensnennung (vgl. zu den Anforderungen: Wenzel, a.a.O., Kap. 10, Rz. 157). Ein 
Fall von Schwerstkriminalität oder ein besonderes öffentliches Interesse gerade an der 
Person des Klägers, das die Berechtigung zur identifizierenden Verdachtsberichterstattung 
begründen könnte (Wenzel, a.a.O. m.w.N.), liegt hier nicht vor. 
 
3. 
Die Berichterstattung stellt einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klägers 
dar und ist rechtswidrig. Im Rahmen der insoweit vorzunehmenden Abwägung zwischen dem 
Recht des Klägers auf Schutz seiner Persönlichkeit und seines guten Rufs aus Art. 1 Abs. 1, 
Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 8 Abs. 1 EMRK und dem in Art. 5 Abs. 1 GG, Art. 10 EMRK 
verankerten Recht der Beklagten auf Meinungs- und Medienfreiheit (st. Rspr. BGH: Urteil 
vom 19.11.2024 - VI ZR 87/24; Urteil vom 20. 6. 2023 - VI ZR 262/21 - jeweils nach juris) 
überwiegt das Schutzinteresse des Klägers. 
Der Senat verkennt dabei nicht, dass es im Rahmen des Art. 5 Abs. 1 GG den Medien 
obliegen muss, nach publizistischen Kriterien über Gegenstand und Inhalt ihrer 
Berichterstattung zu entscheiden und sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht grundsätzlich auf 
eine anonymisierte Berichterstattung verwiesen werden können (vgl. BGH v. 21.11.2006 - VI 
ZR 259/05, AfP 2007, 44; BVerfG v. 25.01.2012 - 1 BvR 2499/09, AfP 2012, 143). In 
Ansehung dessen darf zwar grundsätzlich nicht die Frage aufgeworfen werden, ob auch 
ohne Identifizierung des Klägers hätte berichtet werden können, doch ist das nicht absolut zu 
verstehen (unklar Sajuntz, NJW 2017, 698, 700). Der Umfang und die Notwendigkeit einer 
Identifizierung ist vielmehr bei der wegen der Eigenart des Persönlichkeitsrechts als eines 
Rahmenrechts gebotenen Abwägung zwischen dem durch Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG, 
Art. 8 Abs. 1 EMRK gewährleisteten Interesse des Klägers am Schutz seiner Persönlichkeit 
und dem in Art. 5 Abs. 1 GG, Art. 10 Abs. 1 EMRK verankerten Recht der Beklagten auf 
Meinungs- und Medienfreiheit zu berücksichtigen (OLG Köln, U. v. v. 03.10.2016 - 15 U 
127/16, BeckRS 2016, 113198). Grundsätzlich muss dabei zwischen dem 
Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit an einem Vorgang als solchem und an der 
Identifizierbarkeit der Betroffenen unterschieden werden, zumal nicht jedes öffentliche 
Interesse an einem Vorgang zugleich auch ein vergleichbar schützenswertes Interesse auch 
und gerade an der Identifizierung der daran Beteiligten mit sich bringen muss. Es ist 
grundsätzlich immer mit besonderer Sorgfalt abzuwägen, ob dem Informationsinteresse nicht 
ggf. auch ohne Namensnennung und/oder sonstige Identifizierbarkeit in gleichem Umfang 



 

 

genügt werden kann (OLG Köln, Urteil vom 16. März 2017 – 15 U 134/16 –, juris Rz. 25 
m.w.N.). 
 
So liegt der Fall hier: Es mag sich um eine Angelegenheit von allgemeinem Interesse 
handeln, über digitale Investments mit einem hohen Verlustrisiko und einer Vielzahl hiervon 
betroffener Anleger (“40 Millionen Schaden“) zu berichten. Anknüpfungstatsachen, die eine 
solche Bewertung erläutern würden, sind der streitgegenständlichen Berichterstattung aber 
nicht zu entnehmen. Der Bericht äußert aber den Verdacht, dass der Kläger - direkt als 
Verkäufer oder Vermittler (“Kunden von ihm“) oder indirekt (“im Umfeld“, „leitende Position“) 
für den Verlust von Anlegergeldern in Millionenhöhe, möglicherweise sogar in betrügerischer 
Absicht (“kein gutes Bild vom Verhalten der T......“) persönlich verantwortlich ist. Unabhängig 
davon, dass der Kläger selbst keine Person des öffentlichen Interesses ist, ist ein 
schutzwürdiges Interesse an der Verbreitung derartiger Gerüchte unter Namensnennung 
nicht erkennbar. 
 
Nach alledem rät der Senat zu einer Berufungsrücknahme, die zwei Gerichtsgebühren spart. 
 
 
 
 
S...... Dr. L...... R...... 
 


